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A. Auftrag und Auftragsdurchführung 

1. Die Geschäftsführung der Cloover Energy GmbH, Berlin, (im Folgenden kurz „Ge-

sellschaft“ oder „CEG“) hat uns am 13. Februar 2025 den Auftrag erteilt, den Jah-

resabschluss für das Rumpfgeschäftsjahr vom 20. März bis zum 31. Dezember 

2024 entsprechend § 317 HGB freiwillig zu prüfen. 

2. Der Auftrag wurde von uns mit Auftragsbestätigungsschreiben vom 16. Februar 

2025 bzw. Rückantwort vom 17. Februar 2025 unter Beifügung der Auftragsbedin-

gungen angenommen.  

3. Unsere Prüfungen haben wir – mit Unterbrechungen – im Zeitraum 10. März bis 

30. April 2025 durchgeführt.  

4. Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Abschlussprüfung 

die anwendbaren Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet haben.  

5. Über Art und Umfang sowie über das Ergebnis unserer Prüfung erstatten wir unter 

Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e. V. (IDW) fest-

gestellten „Grundsätze ordnungsmäßiger Berichterstattung bei Abschlussprüfun-

gen“ (IDW PS 450 n.F. (10.2021)) den nachfolgenden Bericht, dem wir den geprüf-

ten Jahresabschluss (Anlagen I bis II) beifügen.  

Auftragsgemäß haben wir die rechtlichen und steuerlichen Grundlagen der Gesell-

schaft in Anlage III zu diesem Bericht in einer Übersicht zusammengefasst. 

Für diesen Auftrag gelten, auch im Verhältnis zu Dritten, die beigefügten Allgemei-

nen Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesell-

schaften vom 1. Januar 2024.  

Wir verweisen ergänzend auf die dort in Ziffer 9 enthaltenen Haftungsregelungen 

und auf den Haftungsausschluss gegenüber Dritten sowie die weiteren Bestimmun-

gen der beigefügten „Besondere Auftragsbedingungen für Prüfungen und prü-

fungsnahe Leistungen“ (Stand: 30. Juni 2019). 
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B. Vorbemerkungen  

6. Die Gesellschaft ist eine Kleinstkapitalgesellschaft im Sinne von § 267a HGB und 

hat auf die Aufstellung eines Anhangs nach § 264 Abs. 1 Satz 5 HGB verzichtet. 

7. Die Gesellschaft wurde mit Gesellschaftsvertrag vom 20. März 2024 als Brillant 

4132. GmbH, Berlin, als Vorratsgesellschaft gegründet. Mit Beschluss vom 30. Ap-

ril 2024 wurde der Gesellschaftsvertrag neu gefasst und die Gesellschaft firmiert 

unter Cloover Energy GmbH, Berlin. Gegenstand des Unternehmens ist seit dem 

30. April 2024 der Erwerb, Besitz und Betrieb von Solaranlagen, Batterien und Wär-

mepumpen. 

8. Die Gesellschaft hat mit vertraglicher Vereinbarung vom 14. November 2024 mit 

der Vereinigte Volksbank Raiffeisenbank e.G., Reinheim, einen Darlehensrahmen 

in Höhe von € 25,0 Mio. vereinbart. Dieser Darlehensrahmen dient der Finanzie-

rung des Ankaufs von (langfristigen) Forderungen der Cloover GmbH, Berlin. Die 

Cloover Energy GmbH und Cloover GmbH sind Tochtergesellschaften der Cloover 

Sustainability AB, Stockholm, Schweden. Die Laufzeit der Vereinbarung ist befristet 

auf den 24. Mai 2039. Die Verfügbarkeit des Darlehensrahmens beträgt 36 Monate. 

Die Cloover Sustainability AB ist in dem o.g. Vertrag als Initiator und Garantiegeber 

beigetreten.  

9. Im Rahmen des Darlehensvertrags wird die Einhaltung von bestimmten Finanz-

kennzahlen vereinbart, insbesondere die Einhaltung von Portfoliokriterien und ei-

nem „Loan to Value“ von maximal 90 %.  

C. Wiedergabe des Bestätigungsvermerks  

10. Zu dem Jahresabschluss - bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2024 und 

der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 20. März 2024 bis 

zum 31. Dezember 2024 - haben wir folgenden Bestätigungsvermerk erteilt: 

„Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers 

An die Cloover Energy GmbH, Berlin, 

Prüfungsurteile 
Wir haben den Jahresabschluss der Cloover Energy GmbH, Berlin, - bestehend 

aus der Bilanz zum 31. Dezember 2024 und der Gewinn- und Verlustrechnung für 

das Geschäftsjahr vom 20. März 2024 bis zum 31. Dezember 2024 - geprüft. 
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Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den 

deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften 

und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-

führung sowie der Inanspruchnahme der Erleichterung für Kleinstkapitalgesell-

schaften gemäß § 264 Abs. 1 Satz 5 HGB ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-

sprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. De-

zember 2024 sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 20. März 2024 bis 

zum 31. Dezember 2024. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen 

Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses geführt hat.  

Grundlage für die Prüfungsurteile 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses in Übereinstimmung mit § 317 

HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 

deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere 

Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verant-

wortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses“ unseres Be-

stätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen 

unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufs-

rechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in 

Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass 

die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als 

Grundlage für unser Prüfungsurteil zum Jahresabschluss zu dienen. 

Wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit der Fortführung der Unter-
nehmenstätigkeit 
Die Gesellschaft hatte im Geschäftsjahr 2024 den operativen Geschäftsbetrieb 

noch nicht aufgenommen. Daher kann keine Aussage zur wirtschaftlichen Tragfä-

higkeit des Geschäftsmodells getroffen werden. Unser Prüfungsurteil zum Jahres-

abschluss ist bezüglich dieses Sachverhalts nicht modifiziert. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahresabschluss  

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresab-

schlusses, der den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtli-

chen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der 

Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
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Buchführung sowie der Inanspruchnahme der Erleichterung für Kleinstkapitalge-

sellschaften gemäß § 264 Abs. 1 Satz 5 HGB ein den tatsächlichen Verhältnissen 

entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft 

vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen 

Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungs-

mäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines 

Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen Darstellun-

gen aufgrund von dolosen Handlungen (d.h. Manipulationen der Rechnungslegung 

und Vermögensschädigungen) oder Irrtümern ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür 

verantwortlich, die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstä-

tigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in 

Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlä-

gig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage 

des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu 

bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entge-

genstehen. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses  
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jah-

resabschluss als Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund 

von dolosen Handlungen oder Irrtümern ist, sowie einen Bestätigungsvermerk zu 

erteilen, der unser Prüfungsurteil zum Jahresabschluss beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie da-

für, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut 

der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßi-

ger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung 

stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus dolosen Handlungen oder Irrtü-

mern resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise 

erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage 

dieses Jahresabschlusses getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adres-

saten beeinflussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine 

kritische Grundhaltung. Darüber hinaus 
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• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Dar-

stellungen im Jahresabschluss aufgrund von dolosen Handlungen oder 

Irrtümern, planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese 

Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und 

geeignet sind, um als Grundlage für unser Prüfungsurteil zu dienen. Das 

Risiko, dass aus dolosen Handlungen resultierende wesentliche falsche 

Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist höher als das Risiko, dass 

aus Irrtümern resultierende wesentliche falsche Darstellungen nicht auf-

gedeckt werden, da dolose Handlungen kollusives Zusammenwirken, 

Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstel-

lungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten kön-

nen. 

• gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresab-

schlusses relevanten internen Kontrollsystem, um Prüfungshandlungen 

zu planen, die unter den gegebenen Umständen angemessen sind, je-

doch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieses Sys-

tems der Gesellschaft abzugeben. 

• beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern 

angewandten Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der 

von den gesetzlichen Vertretern dargestellten geschätzten Werte und 

damit zusammenhängenden Angaben. 

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den 

gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes 

der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der 

erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zu-

sammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeut-

same Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Un-

ternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kom-

men, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, 

im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresab-

schluss aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemes-

sen sind, unser Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere 

Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Be-

stätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige 
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Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die 

Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 

• beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses ins-

gesamt einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die 

zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass 

der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-

nungsmäßiger Buchführung sowie der Inanspruchnahme der Erleichte-

rung für Kleinstkapitalgesellschaften gemäß § 264 Abs. 1 Satz 5 HGB 

ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-

gens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den ge-

planten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfest-

stellungen, einschließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir wäh-

rend unserer Prüfung feststellen. 

Köln, den 30. April 2025  

 

 
 
 
 

  

 Matthias Kleinlosen 
      Wirtschaftsprüfer“ 
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D. Grundsätzliche Feststellungen 

I. Stellungnahme zur Lagebeurteilung des gesetzlichen Vertreters 

Geschäftsverlauf und Lage der Gesellschaft  

11. Die Geschäftsführung hat keinen Lagebericht freiwillig aufgestellt.   

II. Feststellungen gemäß § 321 Abs. 1 Satz 3 HGB 

Entwicklungsbeeinträchtigende oder bestandsgefährdende Tatsachen 

12. Nach § 321 Abs. 1 Satz 3 HGB haben wir als Abschlussprüfer über bei Durchfüh-

rung der Prüfung festgestellte Tatsachen zu berichten, die die Entwicklung des 

Unternehmens wesentlich beeinträchtigen können oder ihren Bestand gefährden. 

Im Einzelnen: 

• Die Gesellschaft hat im Geschäftsjahr 2024 den operativen Geschäftsbe-

trieb noch nicht aufgenommen. Dies erfolgte im 1. Quartal 2025. Daher 

kann noch nicht beurteilt werden, ob das Geschäftsmodell wirtschaftlich 

tragfähig ist.  

• Des Weiteren besteht eine Abhängigkeit von der wirtschaftlichen Entwick-

lung der Cloover GmbH, da die Cloover Energy GmbH ausschließlich die 

Forderungen der Cloover GmbH, die im Rahmen deren zukünftigen opera-

tiven Geschäftstätigkeit entstehen, erwirbt.  

13. Diese Gegebenheiten zeigen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, 

die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung 

der Unternehmenstätigkeit aufwerfen kann und die ein bestandsgefährden-

des Risiko im Sinne des § 322 Abs. 2 Satz 3 HGB darstellt.  

E. Prüfungsdurchführung 

I. Gegenstand der Prüfung 

14. Es handelt sich bei der Gesellschaft um eine Kleinstkapitalgesellschaft im Sinne 

des § 267a HGB, die nach § 316 HGB nicht der gesetzlichen Pflichtprüfung unter-

liegt. 

15. Im Rahmen des uns erteilten Auftrags haben wir gemäß § 317 HGB die Buchfüh-

rung, den Jahresabschluss für das Rumpfgeschäftsjahr vom 20. März 2024 bis zum 
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31. Dezember 2024 auf die Einhaltung der einschlägigen gesetzlichen Vorschriften 

geprüft. 

16. Die maßgebenden Rechnungslegungsgrundsätze für unsere Prüfung des Jahres-

abschlusses waren die Rechnungslegungsvorschriften der §§ 242 bis 256a HGB 

und der §§ 264 bis 288 HGB.  

II. Art und Umfang der Prüfung 

17. Unsere Prüfung haben wir in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung 

der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze 

ordnungsgemäßer Abschlussprüfung vorgenommen. 

18. Die Prüfung erstreckt sich nicht darauf, ob der Fortbestand des geprüften Unter-

nehmens oder die Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit der Geschäftsführung zuge-

sichert werden kann.  

19. Die Eröffnungsbilanzwerte haben wir daraufhin geprüft, ob sie ordnungsgemäß aus 

den Buchhaltungsunterlagen entwickelt wurden.  

20. Grundlage unseres risiko- und prozessorientierten Prüfungsvorgehens ist die Erar-

beitung einer Prüfungsstrategie. Diese basiert auf der Beurteilung des wirtschaftli-

chen und rechtlichen Umfelds des Unternehmens, seiner Ziele, Strategien und Ge-

schäftsrisiken, die wir anhand kritischer Erfolgsfaktoren beurteilen. Die Prüfung des 

rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems und dessen Wirksamkeit 

ergänzen wir durch Prozessanalysen, die wir mit dem Ziel durchführen, deren Ein-

fluss auf relevante Jahresabschlussposten zu ermitteln und so die Fehlerrisiken 

sowie unser Prüfungsrisiko einschätzen zu können.  

21. Bei der Identifizierung und Beurteilung der Risiken wesentlicher falscher Darstel-

lungen aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern auf Abschluss- und Aus-

sageebene erlangen wir ein Verständnis von dem Unternehmen und dessen Um-

feld, einschließlich des internen Kontrollsystems und ggf. der für die Prüfung des 

Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen. Darauf aufbauend führen 

wir ggf. Funktionsprüfungen durch, um die Wirksamkeit von relevanten Kontrollen 

zu beurteilen. Die Erkenntnisse aus diesen Prüfungshandlungen haben wir bei der 

Festlegung der aussagebezogenen analytischen Prüfungshandlungen und der Ein-

zelfallprüfungen berücksichtigt, die darauf ausgerichtet sind, wesentlich falsche 

Darstellungen aufzudecken. 
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22. Bei der Planung und Durchführung der Prüfung als auch bei der Beurteilung der 

Aus-wirkungen von identifizierten falschen Darstellungen auf die Prüfung und von 

etwaigen nicht korrigierten falschen Darstellungen auf den Abschluss und ggf. den 

Lagebericht haben wir das Konzept der Wesentlichkeit beachtet. 

23. Unser Prüfungsprogramm hat folgende Schwerpunkte umfasst: 

• Prüfung der Eröffnungsbilanzwerte im Rahmen der erstmaligen Prüfung des 
Jahresabschlusses der Gesellschaft durch uns 

• Beurteilung der Annahme der Unternehmensfortführung nach § 252 Abs. 1 
Nr. 2 HGB 

24. Weiterhin haben wir u. a. folgende Standardprüfungshandlungen vorgenommen: 

• Bankbestätigungen von Kreditinstituten haben wir eingeholt.  

25. Alle von uns erbetenen Aufklärungen und Nachweise sind erbracht worden. Die 

gesetzlichen Vertreter haben uns die Vollständigkeit dieser Aufklärungen und 

Nachweise. 

F. Feststellungen zur Rechnungslegung 

I. Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung 

26. Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

entspricht die Buchführung den gesetzlichen Vorschriften. Die aus weiteren geprüf-

ten Unterlagen entnommenen Informationen haben zu einer ordnungsgemäßen 

Abbildung in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht geführt. 

27. Als zusammenfassendes Ergebnis unserer Prüfung, die sich auf 

• die Ordnungsmäßigkeit der Bestandteile des Abschlusses und deren Ableitung 

aus der Buchführung, 

• die Beachtung der Ansatz-, Ausweis- und Bewertungsvorschriften, 

• die Beachtung aller für die Rechnungslegung geltenden gesetzlichen Vorschrif-

ten einschließlich der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und aller grö-

ßenabhängigen, rechtsformgebundenen oder wirtschaftszweigspezifischen 

Regelungen und 

• die Beachtung von Regelungen des Gesellschaftsvertrags, soweit diese den 

Inhalt der Rechnungslegung betreffen, 
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erstreckt hat, haben wir den in Abschnitt B. wiedergegebenen Bestätigungsvermerk 

erteilt. 

II. Gesamtaussage des Jahresabschlusses 

1. Bewertungsgrundlagen 

28. Zu den angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden sowie den für die 

Bewertung von Vermögensgegenständen und Schulden maßgeblichen Faktoren 

einschließlich etwaiger Auswirkungen von Änderungen an diesen Methoden ma-

chen wir folgende Angaben: 

Die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden erfolgen unter Annahme der Unter-

nehmensfortführung (§ 252 Abs. 1 Nr. 2 HGB) und sind an den handelsrechtlichen 

Bestimmungen ausgerichtet. Sie werden grundsätzlich unverändert zum Vorjahr 

angewendet.  

29. Im Rahmen unserer Prüfung haben sich hinsichtlich der angewandten Bilanzie-

rungs- und Bewertungsmethoden keine Einwendungen ergeben. 

2. Zusammenfassende Beurteilung 

30. Nach unserer pflichtgemäß durchgeführten Prüfung sind wir zu der in unserem Be-

stätigungsvermerk getroffenen Beurteilung gelangt, dass der Jahresabschluss ins-

gesamt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 

tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-

tragslage der Gesellschaft vermittelt. 
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G. Schlussbemerkung 

Den vorstehenden Bericht über unsere Prüfung des Jahresabschlusses für das 

Rumpfgeschäftsjahr vom 20. März 2024 bis zum 31. Dezember 2024 der Cloover 

Energy GmbH erstatten wir in Übereinstimmung mit § 321 HGB unter Beachtung 

der Grundsätze ordnungsgemäßer Erstellung von Prüfungsberichten des Instituts 

der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e. V., Düsseldorf (IDW PS 450 n. F.). 

Eine Verwendung des oben wiedergegebenen Bestätigungsvermerks außerhalb 

dieses Prüfungsberichts bedarf unserer vorherigen Zustimmung. Bei Veröffentli-

chungen oder Weitergabe des Jahresabschlusses und/oder des Lageberichts in 

einer von der bestätigten Fassung abweichenden Form bedarf (einschließlich der 

Übersetzung in andere Sprachen) es zuvor unserer erneuten Stellungnahme, so-

fern hierbei unser Bestätigungsvermerk zitiert oder auf unsere Prüfung hingewie-

sen wird; auf § 328 HGB wird verwiesen. 

Der Prüfungsbericht wird gemäß § 321 Abs. 5 HGB unter Berücksichtigung von 

§ 32 WPO wie folgt unterzeichnet. 

Köln, den 30. April 2025 

 

 

 

 

  

 
 
 
 

 

 Matthias Kleinlosen 
      Wirtschaftsprüfer 

 



 

 

Anlagen 



Anlage I

A K T I V S E I T E P A S S I V S E I T E

Stand Stand Stand Stand
31.12.2024 20.03.2024 31.12.2024 20.03.2024

€ € € €

A. Umlaufvermögen A. Eigenkapital
I. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände
1. eingeforderte, noch ausstehende Kapitaleinlagen 0,00 25.000,00

2. sonstige Vermögensgegenstände 7.295,42 0,00 I. Gezeichnetes Kapital 25.000,00 25.000,00
7.295,42 II. Kapitalrücklage 100.000,00 0,00

III. Jahresfehlbetrag 4.415,68 0,00
120.584,32 25.000,00

II. Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten 124.174,47 0,00
131.469,89 25.000,00 B. Rückstellungen

sonstige Rückstellungen 2.000,00 0,00

C. Verbindlichkeiten

1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 7.306,82 0,00
2. sonstige Verbindlichkeiten 1.578,75 0,00

8.885,57 0,00

131.469,89 25.000,00 131.469,89 25.000,00

B I L A N Z
d e r

Cloover Energy GmbH, Berlin

z u m   3 1.   D e z e m b e r   2 0 2 4



Analge II

2024
€

1. sonstige betriebliche Aufwendungen 4.415,68
2. Ergebnis nach Steuern -4.415,68
3. Jahresfehlbetrag -4.415,68

Gewinn- und Verlustrechnung 
der

Cloover Energy GmbH, Berlin
für die Zeit vom

20. März bis 31. Dezember 2024



 
 
 

Anlage III 

Cloover Energiy GmbH 

Berlin 

Rechtliche und steuerliche Grundlagen 

Rechtliche Grundlagen 
 

Firma: Cloover Energy GmbH 

Sitz: Berlin 

Rechtsform: GmbH 

Gegenstand des Unternehmens: Erwerb, Besitz und Betrieb von Solaranlagen, 
Batterien und Wärmepumpen 

Handelsregister: Handelsregister des Amtsgerichtes Charlotten-
burg unter der Nummer HRB 262585 

Gesellschaftsvertrag: in letzter Fassung vom 30. April 2024 

Geschäftsjahr: Kalenderjahr  

Geschäftsführung: Betschart, Jodok, Brunnen/Schweiz  

Broms, Peder, Stockholm/Schweden 

Die Geschäftsführer sind allein vertretungsbe-

rechtigt.  

Gesellschafter: Cloover Sustainability AB, Stockholm/Schwe-
den 

 
  



 
 
 

Anlage III 

Steuerliche Grundlagen 
 

Körperschaftsteuer Die Gesellschaft unterliegt der Besteuerung 
nach § 1 Abs 1 Nr. 1 KStG. 

Gewerbesteuer: Der Gewerbetrieb unterliegt der Gewerbesteu-
erpflicht nach § 2 Abs. 1 GewStG. 

Umsatzsteuer: Das Unternehmen unterliegt der Regelbesteu-
erung nach §§ 16 – 18 UStG. 

 



 
 

Anlage VI 

Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers 

An die Cloover Energy GmbH, Berlin, 

Prüfungsurteile 
Wir haben den Jahresabschluss der Cloover Energy GmbH, Berlin, - bestehend aus 

der Bilanz zum 31. Dezember 2024 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das 

Geschäftsjahr vom 20. März 2024 bis zum 31. Dezember 2024 - geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den 

deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und 

vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 

sowie der Inanspruchnahme der Erleichterung für Kleinstkapitalgesellschaften gemäß 

§ 264 Abs. 1 Satz 5 HGB ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 

der Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2024 sowie ihrer 

Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 20. März 2024 bis zum 31. Dezember 2024. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen 

Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses geführt hat.  

Grundlage für die Prüfungsurteile 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses in Übereinstimmung mit § 317 

HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 

deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere 

Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt 

„Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses“ 

unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem 

Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen 

und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen 

Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der 

Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und 

geeignet sind, um als Grundlage für unser Prüfungsurteil zum Jahresabschluss zu 

dienen. 

Wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit 
Die Gesellschaft hatte im Geschäftsjahr 2024 den operativen Geschäftsbetrieb noch 

nicht aufgenommen. Daher kann keine Aussage zur wirtschaftlichen Tragfähigkeit 



 
 

Anlage VI 

des Geschäftsmodells getroffen werden. Unser Prüfungsurteil zum Jahresabschluss 

ist bezüglich dieses Sachverhalts nicht modifiziert. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahresabschluss  

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des 

Jahresabschlusses, der den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden 

handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, 

dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze 

ordnungsmäßiger Buchführung sowie der Inanspruchnahme der Erleichterung für 

Kleinstkapitalgesellschaften gemäß § 264 Abs. 1 Satz 5 HGB ein den tatsächlichen 

Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 

Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die 

internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen 

ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung 

eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen 

Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen (d.h. Manipulationen der 

Rechnungslegung und Vermögensschädigungen) oder Irrtümern ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür 

verantwortlich, die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der 

Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, 

Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, 

sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der 

Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der 

Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche 

Gegebenheiten entgegenstehen. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses  
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der 

Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund 

von dolosen Handlungen oder Irrtümern ist, sowie einen Bestätigungsvermerk zu 

erteilen, der unser Prüfungsurteil zum Jahresabschluss beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, 

dass eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der 

Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 

Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets 

aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern 

resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet 
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werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses 

Jahresabschlusses getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten 

beeinflussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine 

kritische Grundhaltung. Darüber hinaus 

• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher 

Darstellungen im Jahresabschluss aufgrund von dolosen Handlungen oder 

Irrtümern, planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese 

Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und 

geeignet sind, um als Grundlage für unser Prüfungsurteil zu dienen. Das 

Risiko, dass aus dolosen Handlungen resultierende wesentliche falsche 

Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist höher als das Risiko, dass aus 

Irrtümern resultierende wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt 

werden, da dolose Handlungen kollusives Zusammenwirken, Fälschungen, 

beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das 

Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. 

• gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des 

Jahresabschlusses relevanten internen Kontrollsystem, um 

Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen 

angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur 

Wirksamkeit dieses Systems der Gesellschaft abzugeben. 

• beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern 

angewandten Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der 

von den gesetzlichen Vertretern dargestellten geschätzten Werte und 

damit zusammenhängenden Angaben. 

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den 

gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der 

Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der 

erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im 

Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die 

bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der 

Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss 

kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, 

im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im 

Jahresabschluss aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben 
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unangemessen sind, unser Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen 

unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres 

Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige 

Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die 

Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 

• beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses 

insgesamt einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die 

zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der 

Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze 

ordnungsmäßiger Buchführung sowie der Inanspruchnahme der 

Erleichterung für Kleinstkapitalgesellschaften gemäß § 264 Abs. 1 Satz 5 

HGB ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den 

geplanten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame 

Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, 

die wir während unserer Prüfung feststellen. 

Köln, den 30. April 2025 
 

  

 
 

 

 

 

 
Johannes M. Kleinlosen 
      Wirtschaftsprüfer 

 







 

 
 
 
 

 

Besondere Auftragsbedingungen für Prüfungen 
und prüfungsnahe Leistungen 
Stand: 30. Juni 2019 
 
Präambel 
Diese Auftragsbedingungen ergänzen und konkreti-
sieren die vom Institut der Wirtschaftsprüfer e. V. her-
ausgegebenen Allgemeinen Auftragsbedingungen 
für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaften (in der dem Auftragsbestätigungs-/ Ange-
botsschreiben beigefügten Fassung) und sind diesen 
gegenüber vorrangig anzuwenden. Sie gelten nach-
rangig zu einem Auftragsbestätigungs- /Angebots-
schreiben. Das Auftragsbestätigungs- /Angebots-
schreiben zusammen mit allen Anlagen bildet 
die„Sämtlichen Auftragsbedingungen“. 
 
A. Ergänzende Bestimmungen für Abschlussprü-
fungen nach § 317 HGB und vergleichbare Prü-
fungen nach nationalen und internationalen Prü-
fungsgrundsätzen 
 
Die Prüfung wird gemäß § 317 HGB und unter Be-
achtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer e. V. 
festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Abschlussprüfung ("GoA") durchgeführt. Dem 
entsprechend wird die Prüfung unter Beachtung der 
Grundsätze gewissenhafter Berufsausübung so ge-
plant und angelegt, dass Unrichtigkeiten und Ver-
stöße, die sich auf den Prüfungsgegenstand laut Auf-
tragsbestätigungsschreiben wesentlich auswirken, 
mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Alle 
Prüfungshandlungen werden durchgeführt, die den 
Umständen entsprechend für die Beurteilung als not-
wendig erachtet werden und es wird geprüft, in wel-
cher Form der in § 322 HGB resp. den GoA vorgese-
hene Vermerk zum Prüfungsgegenstand erteilt wer-
den kann. Über die Prüfung des Prüfungsgegen-
stands wird in berufsüblichem Umfang berichtet. Um 
Art, Zeit und Umfang der einzelnen Prüfungshand-
lungen in zweckmäßiger Weise festzulegen, wird, so-
weit es für erforderlich gehalten wird, das System der 
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollen 
geprüft und beurteilt, insbesondere soweit es der Si-
cherung einer ordnungsgemäßen Rechnungslegung 
dient. Wie berufsüblich, werden die Prüfungshand-
lungen in Stichproben durchgeführt, sodass ein un-
vermeidliches Risiko besteht, dass auch bei pflicht-
gemäß durchgeführter Prüfung selbst wesentliche 
falsche Angaben unentdeckt bleiben können. Daher 
werden z.B. Unterschlagungen und andere Unregel-
mäßigkeiten durch die Prüfung nicht notwendiger-
weise aufgedeckt. Wir weisen darauf hin, dass die 
Prüfung in ihrer Zielsetzung nicht auf die Aufdeckung 
von Unterschlagungen und anderen Unregelmäßig-
keiten, die nicht Übereinstimmung des Prüfungsge-
genstands mit den maßgebenden Rechnungsle-
gungsgrundsätzen betreffen, ausgerichtet ist. Sollten 
jedoch im Rahmen der Prüfung derartige Sachver-
halte festgestellt werden, wird dem Auftraggeber 
(„Auftraggeber“) dies unverzüglich zur Kenntnis ge-
bracht. 
Vorstehende Ausführungen zu Prüfungszielen und 
Methoden gelten für andere Prüfungen nach 

nationalen oder internationalen Prüfungsgrundsät-
zen sinngemäß. 
Es ist Aufgabe der gesetzlichen Vertreter des Auf-
traggebers, wesentliche Fehler im Prüfungsgegen-
stand zu korrigieren und uns gegenüber in der Voll-
ständigkeitserklärung zu bestätigen, dass die Aus-
wirkungen etwaiger nicht korrigierter Fehler, die von 
uns während des aktuellen Auftrags festgestellt wur-
den sowohl einzeln als auch in ihrer Gesamtheit für 
den Prüfungsgegenstand unwesentlich sind. 
 
B. Auftragsverhältnis 
 
Unter Umständen werden uns im Rahmen des Auf-
trages und zur Wahrnehmung der wirtschaftlichen 
Belange des Auftraggebers unmittelbar Dokumente, 
die rechtliche Relevanz haben, zur Verfügung ge-
stellt. Wir stellen ausdrücklich klar, dass wir weder 
eine Verpflichtung zur rechtlichen Beratung bzw. 
Überprüfung haben, noch, dass dieser Auf-trag eine 
allgemeine Rechtsberatung beinhaltet; daher hat der 
Auftraggeber auch eventuell im Zusammenhang mit 
der Durchführung dieses Auftrages von uns zur Ver-
fügung gestellte Musterformulierungen zur abschlie-
ßenden juristischen Prüfung seinem verantwortli-
chen Rechtsberater vor-zulegen. Der Auftraggeber 
ist verantwortlich für sämtliche Geschäftsführungs-
entscheidungen im Zusammenhang mit unseren 
Leistungen sowie die Verwendung der Ergebnisse 
der Leistungen und die Entscheidung darüber, inwie-
weit unsere Leistungen für eigene interne Zwecke 
des Auftraggebers geeignet sind. 
 
C. Informationszugang 
 
Es liegt in der Verantwortung der gesetzlichen Ver-
treter des Auftraggebers, uns einen uneingeschränk-
ten Zugang zu den für den Auftrag erforderlichen 
Aufzeichnungen, Schriftstücken und sonstigen Infor-
mationen zu gewährleisten. Das Gleiche gilt für die 
Vorlage zusätzlicher Informationen, die vom Auftrag-
geber zusammen mit dem Abschluss sowie ggf. dem 
zugehörigen Lagebericht veröffentlicht werden. Der 
Auftraggeber, wird diese rechtzeitig vor Erteilung des 
Bestätigungsvermerks bzw. unverzüglich sobald sie 
vorliegen, zugänglich machen. Sämtliche Informatio-
nen, 
die 
 
D. Mündliche Auskünfte 
 
Soweit der Auftraggeber beabsichtigt, eine Entschei-
dung oder sonstige wirtschaftliche Disposition auf 
Grundlage von Informationen und/oder Beratung zu 
treffen, welche dem Auftraggeber mündlich erteilt 
wurde, so ist der Auftraggeber verpflichtet, entweder 
(a) uns rechtzeitig vor einer solchen Entscheidung zu 
informieren und uns zu bitten, das Verständnis des 
Auftraggebers über solche Informationen und/oder 
Beratung schriftlich zu bestätigen oder (b) in Kennt-
nis des oben genannten Risikos einer solchen münd-
lich erteilten Information und/oder Beratung jene Ent-
scheidung in eigenem Ermessen und in alleiniger 
Verantwortung zu treffen. 



 

 
 
 

 

 
E. Entwurfsfassungen 
 
Entwurfsfassungen eines Arbeitsergebnisses dienen 
lediglich unseren internen Zwecken und/oder der Ab-
stimmung mit dem Auftraggeber und stellen demzu-
folge nur eine Vorstufe des Arbeitsergebnisses dar 
und sind weder final noch verbindlich und erfordern 
eine weitere Durchsicht. Wir sind nicht dazu ver-
pflichtet, ein finales Arbeitsergebnis im Hinblick auf 
Umstände, die uns seitdem im Arbeitsergebnis be-
nannten Zeitpunkt des Abschlusses der Tätigkeit, 
oder in Ermangelung eines solchen Zeitpunkts der 
Auslieferung des Arbeitsergebnisses zur Kenntnis 
gelangt sind oder eintreten, zu aktualisieren. Dies gilt 
dann nicht, wenn wir aufgrund der Natur der Leistun-
gen dazu verpflichtet sind. 
 
F. Freistellung 
 
Der Auftraggeber ist dazu verpflichtet, uns von allen 
Ansprüchen Dritter (einschließlich verbundener Un-
ternehmen) sowie daraus folgenden Verpflichtun-
gen, Schäden, Kosten und Aufwendungen (insbe-
sondere angemessene externe Anwaltskosten) frei-
zustellen, die aus der Verwendung des Arbeitsergeb-
nisses durch Dritte resultieren und die Weitergabe di-
rekt oder indirekt durch den Auftraggeber oder auf 
seine Veranlassung hin erfolgt ist. Diese Verpflich-
tung besteht nicht in dem Umfang, wie wir uns aus-
drücklich schriftlich damit einverstanden erklärt ha-
ben, dass der Dritte auf das Arbeitsergebnis ver-
trauen darf 
 
G. Elektronische Datenversendung (E-Mail) 
 
Den Parteien ist die Verwendung elektronischer Me-
dien zum Austausch und zur Übermittlung von Infor-
mationen gestattet und diese Form der Kommunika-
tion stellt als solche keinen Bruch von etwaigen Ver-
schwiegenheitspflichten dar. Den Parteien ist be-
wusst, dass die elektronische Übermittlung von Infor-
mationen (insbesondere per E-Mail) Risiken (z.B. un-
berechtigter Zugriff Dritter) birgt. 
 
Jegliche Änderung der von uns auf elektronischem 
Wege übersandten Dokumente ebenso wie jede 
Weitergabe von solchen Dokumenten auf elektroni-
schem Wege an Dritte darf nur nach unserer schrift-
lichen Zustimmung erfolgen. 

H. Vollständigkeitserklärung 
 
Die von den gesetzlichen Vertretern erbetene Voll-
ständigkeitserklärung umfasst gegebenenfalls auch 
die Bestätigung, dass die in einer Anlage zur Voll-
ständigkeitserklärung zusammengefassten Auswir-
kungen von nicht korrigierten falschen Angaben im 
Prüfungsgegenstand sowohl einzeln als auch insge-
samt unwesentlich sind. 
 
I. Geltungsbereich 
 
Die in den Sämtlichen Auftragsbedingungen enthal-
tenen Regelungen einschließlich der Regelung zur 
Haftung finden auch auf alle künftigen, vom Auftrag-
geber erteilten sonstigen Aufträge entsprechend An-
wendung, soweit nicht jeweils gesonderte Vereinba-
rungen getroffen werden bzw. über einen Rahmen-
vertrag erfasst werden oder soweit für uns verbindli-
che in- oder ausländische gesetzliche oder behördli-
che Erfordernisse einzelnen Regelungen zu Gunsten 
des Auftraggebers entgegenstehen. 
 
Für unsere Leistungen gelten ausschließlich die Be-
dingungen der Sämtlichen Auftragsbedingungen; an-
dere Bedingungen werden nicht Vertragsinhalt, 
wenn der Auftraggeber diese mit uns im Einzelnen 
nicht ausdrücklich schriftlich vereinbart hat. Allge-
meine Einkaufsbedingungen, auf die im Rahmen au-
tomatisierter Bestellungen Bezug genommen wird, 
gelten auch dann nicht als einbezogen, wenn wir die-
sen nicht ausdrücklich widersprochen haben. 
 
J. Anwendbares Recht / Gerichtsstand 
 
Für die Auftragsdurchführung sind die von den maß-
geblichen deutschen berufsständischen Organisatio-
nen (Wirtschaftsprüferkammer, Institut der Wirt-
schaftsprüfer e. V., Steuerberaterkammern) entwi-
ckelten und verabschiedeten Berufsgrundsätze, so-
weit sie für den Auftrag im Einzelfall anwendbar sind, 
bestimmend. Auf das Auftragsverhältnis und auf 
sämtliche hieraus oder aufgrund der Erbringung der 
darin vereinbarten Leistungen resultierenden außer-
vertraglichen Angelegenheiten oder Verpflichtungen 
findet deutsches Recht Anwendung. Ausschließli-
cher Gerichtsstand für alle in Verbindung mit dem 
Auftrag oder den darunter erbrachten Leistungen 
entstehenden Rechtsstreitigkeiten ist der Sitz unse-
rer Kanzlei / Berufsgesellschaft in Deutschland. 
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